
[SK] Neue Regulierungsbehörde für
Telekommunikations- und Postdienste
IRIS 2014-2:1/35

Juraj Polak
Hörfunk und Fernsehen der Slowakei (RTVS)

Am 27. November 2013 hat das slowakische Parlament Gesetz Nr. 402/2013 Slg.
über die Regulierungsbehörde für elektronische Kommunikation und Postdienste
(im Folgenden „Gesetz“) verabschiedet; es wurde vom Präsidenten unterzeichnet
und trat am 1. Januar 2014 in Kraft.

Mit dem Gesetz werden die bisherige Regulierungsbehörde für
Telekommunikation der Slowakischen Republik und das bisherige
Regulierungsamt für Postdienste verschmolzen. Die neue Regulierungsbehörde
übernimmt alle Befugnisse der früheren Behörden und tritt als alleinige
Nachfolgerin in alle Rechte und Pflichten ein. Ziel des Zusammenschlusses ist
eine Senkung der Kosten. Laut offizieller Begründung für das Gesetz belaufen sich
die geplanten Einsparungen in den ersten drei Jahren der Tätigkeit der neuen
Regulierungsbehörde auf mehr als EUR 1,1 Mio.

Die neue Regulierungsbehörde ist ein unabhängiges Organ außerhalb der
regulären Regierungsstrukturen mit einer vom allgemeinen Haushalt getrennten
Finanzierung. Geleitet wird sie von einem Vorsitzenden, der auf Vorschlag der
Regierung vom Nationalrat sowohl gewählt als auch entlassen wird. Bei
Abwesenheit wird der Vorsitzende von einem stellvertretenden Vorsitzenden
vertreten, der ebenfalls von der Regierung gewählt und entlassen wird. Die
Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters beträgt sechs Jahre und ist
auf zwei aufeinanderfolgende Amtszeiten beschränkt.

Regulierte Einrichtungen können gegen Entscheidungen der Regulierungsbehörde
in einem zweistufigen System Berufung einlegen. Die erste Stufe besteht in einer
Überprüfung durch die Regulierungsbehörde selbst. Sollte diese die Berufung
zurückweisen, erfolgt in der zweiten Stufe eine Anrufung des Najvyšší súd
Slovenskej republiky (Oberster Gerichtshof der Slowakei).

Die Unabhängigkeit und die berufliche Integrität des Vorsitzenden und seines
Stellvertreters werden von einem entsprechenden Parlamentsausschuss
überwacht. Der Ausschuss kann (auf Verlangen oder auf Eigeninitiative) Verfahren
einleiten, um öffentliche Interessen zu schützen oder Interessenkonflikte zu
verhindern. Er ist berechtigt, Geldbußen zu verhängen; bei schwerwiegenden
Verstößen kann seine Entscheidung zur Entlassung des Vorsitzenden und seines
Stellvertreters führen. In einem solchen Fall muss das Parlament die Entscheidung
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des Ausschusses mit einer Mehrheit von 60 % billigen. Der Vorsitzende und sein
Stellvertreter können die Entscheidung des Ausschusses vor dem Ústavný súd
Slovenskej republiky (Verfassungsgericht der slowakischen Republik) anfechten.

Zákon z 27. novembra 2013 o Úrade pre reguláciu elektronických
komunikácií a poštových služieb a Dopravnom úrade a o zmene a
doplnení niektorých zákonov

http://www.zbierka.sk/sk/predpisy/402-2013-z-z.p-35454.pdf

Gesetz Nr. 402/2013 Slg.
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